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Teil 1  

Grundlagen

A. Einleitung

I. Problemaufriss

Krisen und Katastrophen stellen den Rechtsstaat vor immer größere Heraus-
forderungen. In den letzten Jahren haben sich große Schadensereignisse immer 
wieder und auch in größerem Umfang ereignet. Nicht zuletzt die Corona-Pande-
mie hat die Gesellschaft vor eine nie dagewesene Ausnahmesituation gestellt und 
ihre Verwundbarkeit auf eindrucksvolle Weise offenbart. Noch während der Pan-
demie ereigneten sich weitere folgenschwere Ereignisse wie die Flutkatastrophe 
im Ahrtal 2021 oder der Krieg zwischen Russland und der Ukraine 2022. Auch 
andere existenzielle Gefahren sind in Zukunft vermehrt zu erwarten, darunter Ex-
tremwetterereignisse wie Dürren oder Stürme, Blackouts, terroristische Angriffe, 
chemische und atomare Gefahren oder Cyberangriffe auf kritische Infrastrukturen. 
Die dadurch entstehenden Schäden können sich aufgrund der zunehmenden Ver-
netzung und wechselseitigen Abhängigkeiten durch Domino- und Kaskadeneffekte 
weiter potenzieren und umfassende Auswirkungen auf die Bestandsfähigkeit aller 
gesellschaftsrelevanten Bereiche haben. Um die Bevölkerung vor derart komple-
xen Herausforderungen zu schützen und die Handlungsfähigkeit des Rechtsstaates 
zu bewahren, ist ein ganzheitlicher und evidenzbasierter Ansatz auf Basis einer 
hinreichenden Informationsgrundlage erforderlich. Die Corona-Pandemie zeigte 
jedoch, dass es in Deutschland große Defizite bei der Digitalisierung und dem Um-
gang mit den dafür erforderlichen Daten gibt. Einige Gesundheitsämter arbeiteten 
lange Zeit mit analoger Kontaktnachverfolgung oder eigenen Lösungen, wodurch 
erhebliche Unterschiede und Lücken bei der standardisierten Datenverarbeitung 
und -weiterleitung entstanden. Die anhaltend unzureichende Datenlage („Daten-
blindflug“1) erschwerte eine zielgerichtete Bekämpfung der Pandemie. Dabei 
können die aus einer hinreichenden Datenbasis gewonnenen Informationen und 
Erkenntnisgewinne als Legitimationsgrundlage der zuständigen Stellen dienen und 
es ihnen ermöglichen, faktenbasierte und effektive Maßnahmen zur Vermeidung 
und Bekämpfung von Katastrophen oder Versorgungskrisen zu entwickeln, sodass 
auch die damit einhergehenden Grundrechtseingriffe für die Bevölkerung gezielt 

	 1	So etwa der Ärztepräsident Klaus Reinhardt, vgl. Tagesspiegel v. 09. 06. 2022, abrufbar: 
https://www.tagesspiegel.de/wissen/arztekammer-warnt-vor-weiterem-corona-datenblindflug-​
6004078.html (abgerufen am 11. 11. 2024).

https://www.tagesspiegel.de/wissen/arztekammer-warnt-vor-weiterem-corona-datenblindflug-6004078.html
https://www.tagesspiegel.de/wissen/arztekammer-warnt-vor-weiterem-corona-datenblindflug-6004078.html
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abgewogen werden können. Die Generierung der dafür notwendigen Datenbasis 
ist gleichermaßen Aufgabe und Herausforderung eines modernen Staates in der 
Katastrophenbewältigung. 

II. Vorgehen

1. Stand der Forschung

Betrachtet man den Stand der rechtswissenschaftlichen Forschung, zeigt sich, 
dass das Katastrophenrecht lange Zeit nur wenig Beachtung fand. Erst nach den 
Anschlägen vom 11. September 2001 und dem Elbhochwasser 2002 fand auf poli-
tischer Ebene ein Umdenken statt. Die bis dahin politisch wenig berücksichtigte 
Möglichkeit existenzieller und komplexer Großschadenslagen realisierte sich in 
bisher unbekanntem Ausmaß und der Bevölkerungsschutz rückte mehr in den 
Fokus von Politik und Gesellschaft. Es wurde schnell deutlich, dass zur ange-
messenen Bekämpfung solch komplexer Gefahrenlagen ein ganzheitlicher und 
neu strukturierter Ansatz erforderlich ist.2 In den folgenden zwei Jahrzehnten 
wurden einige rechtswissenschaftliche Publikationen veröffentlicht, die sich erst-
mals näher mit dem Themenfeld befassten. Einschlägige Monographien haben in 
den Jahren nach 2010 insbesondere die Grundzüge und rechtlichen Instrumente 
bei einer möglichen Pandemie im Katastrophen- sowie Infektionsschutz3 oder die 
verfassungsrechtlichen Hintergründe bei der Gefahrenabwehr im Katastrophenfall 
untersucht.4 Die Autoren und Autorinnen setzten sich teilweise dediziert mit den 
Auswirkungen von Krisen auf das Recht in Notständen5 auseinander. Ebenso be-
schäftigten sie sich mit dem Begriff des Risikos und dem Risikoverwaltungsrecht6 
als Präventionsrecht in übergreifender Form. Im gleichen Zeitraum erschienen 
einige nichtmonographische Auseinandersetzungen mit den Grundlagen und ers-
ten Systematisierungen des Katastrophenschutz- und Bevölkerungsschutzrechts.7 

	 2	Dies mündete in einer Neuen Strategie zum Schutz der Bevölkerung und der späteren 
Gründung des Bundesamtes für Bevölkerungsschutz, vgl. Bundesamt für Bevölkerungsschutz 
und Katastrophenhilfe, Neue Strategie zum Schutz der Bevölkerung, in: Deutschland, abruf-
bar: https://www.bbk.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/Mediathek/Publikationen/WF/WF-
04-neue-strategie-bevsch.pdf?__blob=publicationFile&v=6 (abgerufen am 11. 11. 2024).
	 3	So u. a. Grüner, Biologische Katastrophen, 2017; Mers, Infektionsschutz im liberalen 
Rechtsstaat, 2019; Pohlmann, Rechtliche Rahmenbedingungen der Katastrophenbewältigung, 
2012; z. T. auch Klafki, Risiko und Recht, 2017. 
	 4	Sattler, Gefahrenabwehr im Katastrophenfall, 2008.
	 5	Finke, Krisen, 2020.
	 6	Klafki, Risiko und Recht, 2017.
	 7	Kloepfer, Handbuch des Katastrophenrechts, 1. Aufl. 2014; Gusy / ​Kugelmann / ​Würten-
berger, Rechtshandbuch Zivile Sicherheit, 1. Aufl. 2017; Lange / ​Endreß / ​Wendekamm, Versi-
cherheitlichung des Bevölkerungsschutzes, 2013; Lüder / ​Arndt / ​Schimanski, Recht und Praxis 
der nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr, 5. Aufl. 2020; Karutz / ​Geier / ​Mitschke, Bevölkerungs-
schutz, 1. Aufl. 2017; zuletzt Lodd, Die rechtliche Konzeption des Bevölkerungsschutz, 2023.

https://www.bbk.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/Mediathek/Publikationen/WF/WF-04-neue-strategie-bevs
https://www.bbk.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/Mediathek/Publikationen/WF/WF-04-neue-strategie-bevs
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Im Zuge der Corona-Pandemie folgten schließlich Erörterungen zu spezifischen 
Rechtsfragen im Zusammenhang mit Corona8 sowie Kommentare und Handbücher 
zum Infektionsschutz.9 

Die beschriebenen Veröffentlichungen geben Aufschluss über erste Ansätze 
einer allgemeinen Systematik, die verfassungsrechtlichen Grundlagen und Kri-
tikpunkte sowie einen Überblick über die rechtlichen Instrumente und besondere 
Spezialprobleme wie die Impfpflicht. Allerdings fehlen weitergehende Konzepte 
zur Systematisierung eines modernen Krisenrechts in Abkehr vom klassischen Ge-
fahrenabwehrrecht. Hierzu lassen sich den Veröffentlichungen – auch angesichts 
der erst kurzen Entstehung dieses Rechtsbereich – nur erste Gedanken entnehmen. 
Nur wenige Anknüpfungspunkte gibt es zum Thema des Datenzugangs oder Daten-
rechts in Krisen- und Katastrophenszenarien.10 Auseinandersetzungen mit Informa-
tionen im Kontext von Pandemien wurden zwar teilweise behandelt, allerdings ohne 
dabei den Bezug zum Daten- und Datenschutzrecht übergreifend darzustellen.11 
Lediglich Big-Data-Analysen aufgrund von öffentlich verfügbaren Daten wurden 
im Kontext des Bevölkerungsschutzes anhand spezifischer Anwendungen dezidiert 
untersucht.12 Allerdings berücksichtigen auch diese Arbeiten zuweilen noch nicht  
die unionsrechtliche Entwicklung des Daten- und Datenschutzrechts oder eine 
übergeordnete Aufarbeitung der Thematik im Gesamtkontext personenbezogener 
sowie sachbezogener Daten. Auch für die Erhebung von Unternehmensdaten fin-
det eine wissenschaftliche Auseinandersetzung im Kontext der Katastrophen- oder 
Krisenbewältigung bislang kaum statt. Die Schnittstelle zwischen europäischem 
Datenrecht und nationalem Katastrophenrecht ist daher insgesamt ein noch wenig 
erforschtes Gebiet. Eine erste systematische Aufbereitung dieser Schnittstelle soll 
einen Anknüpfungspunkt für den weiteren Diskurs zur notwendigen Modernisie-
rung des Katastrophenrechts leisten. 

2. Forschungsfrage

Die steigende Anzahl an Katastrophen und die begrenzte Diskussion in der 
Rechtswissenschaft verdeutlichen, dass weiterer wissenschaftlicher Forschungs-
bedarf besteht. Diese Arbeit untersucht die vorhandenen gesetzlichen Gegeben-
heiten und Gestaltungsmöglichkeiten unter Berücksichtigung der bisherigen wis-
senschaftlichen Ergebnisse und der Erkenntnisse aus aktuellen Krisen auf primär 

	 8	Z. B. Schmidt, Rechtsfragen zur Corona-Krise, 3. Aufl. 2021.
	 9	So etwa Huster / ​Kingreen, Handbuch Infektionsschutzrecht, 2022.
	 10	Hierzu spezifisch im Kontext von Big Data Analysen aus öffentlich verfügbaren Daten 
Desoi, Big Data und allgemein zugängliche Daten, 2018. Zu Informationsgrundlagen bei Pan-
demien ohne Bezug zum Daten- oder Datenschutzrecht vgl. Pflug, Pandemievorsorge, Infor-
mationelle und kognitive Regelungsstrukturen, 2013.
	 11	Pflug, Pandemievorsorge, Informationelle und kognitive Regelungsstrukturen, 2013.
	 12	Desoi, Big Data und allgemein zugängliche Daten, 2018. 




